
 

 

    Die Illusion der sozialen Gerechtigkeit 

 „Soziale Gerechtigkeit“ ist ein geflügelter Begriff. Soziale 

Gerechtigkeit ist positiv belegt. Es macht sich gut, soziale 

Gerechtigkeit zu fordern. Es gehört zum guten Ton, soziale 

Gerechtigkeit ganz oben auf der politischen oder eigenen 

Agenda zu verorten. So darf die Schuldenbremse, mit der 

staatliche Ausgaben reduziert werden sollen, nicht zu 

sozialer Ungerechtigkeit führen, Occupy-Aktivisten 

bewohnen  öffentliche Plätze, demonstrieren gegen die 

„Gier der Banker“ und für „soziale Gerechtigkeit“. Andere 

verkünden, dass man soziale Gerechtigkeit durch die 

dezentrale Produktion erneuerbarer Energien erreichen 

kann. Die Evangelische Kirche Deutschlands will die 

Schuldenkrise zu mehr Einsatz für soziale Gerechtigkeit 

nutzen, Studenten und Schüler demonstrieren für mehr 

soziale Gerechtigkeit im Bildungssystem , die Linke glaubt, 

dass eine sich weitende Schere zwischen Arm und Reich 

bei „den Menschen“ zu einer Sehnsucht nach sozialer Gerechtigkeit führt, während das Forum 

soziale Gerechtigkeit fordert, die Wirtschaft zum Diener sozialer Gerechtigkeit zu machen. 

Die Beispiele machen zum einen deutlich, dass soziale Gerechtigkeit ein Begriff ist, der 

multifunktional einsetzbar ist: Soziale Sicherheit lässt sich nahezu in jedem Lebensbereich 

fordern. Zum anderen zeigen die Beispiele, dass soziale Gerechtigkeit mit der Verteilung von 

Ressourcen zu tun hat. Und da Ressourcen und insbesondere ihre Verteilung immer etwas mit 

Interessen zu tun haben, eignet sich soziale Gerechtigkeit bestens, um für die eigenen 

Interessen instrumentalisiert zu werden. Mit dem Verweis auf soziale Gerechtigkeit kann man 

die Subvention des dezentralen Ausbaus so genannter nachhaltiger Stromerzeugung fordern, 

man kann eine höhere Steuer für Reiche mit „sozialer Gerechtigkeit“ begründen, die 

vermeintliche relative Armut von Alleinerziehenden zum Problem sozialer Gerechtigkeit 

stilisieren, das der Beseitigung bedarf, und man kann mit dem Verweis auf soziale 

Gerechtigkeit die Schaffung von Arbeitsplätzen für Sozialarbeiter und Sozialpädagogen 

fordern, die sich dann um sozial Benachteiligte kümmern sollen, um auf diese Weise soziale 

Gerechtigkeit herzustellen. 

Diese vielfältige Verwendbarkeit ein und desselben Begriffs, 

die beschriebene Möglichkeit, soziale Gerechtigkeit für 

nahezu alle Interessen, deren Ziel darin besteht, sich selbst 

einen privilegierten Zugang zu Ressourcen zu verschaffen 

oder doch zumindest andere von ihrem Zugang zu Ressourcen 

abzuschneiden, hat Friedrich A. Hayek dazu geführt, den 

Begriff der sozialen Gerechtigkeit und das Ziel sozialer 

Gerechtigkeit als illusorisch zu bezeichnen und zu verwerfen: 

„Mehr als zehn Jahre lang, habe ich mich intensiv damit 

befasst, den Sinn des Begriffs ’soziale Gerechtigkeit‘ 

herauszufinden. Der Versuch ist gescheitert; oder besser 

gesagt, ich bin zu dem Schluss gelangt, dass für eine 

Gesellschaft freier Menschen dieses Wort überhaupt keinen Sinn hat“ (Hayek, 1977). 

Hintergrund dieser Schlussfolgerung ist die Konzeption einer Freien Gesellschaft von Hayeks. 

Eine freie Gesellschaft basiert für Hayek auf einer  freien Marktwirtschaft, in der die 
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Rechtsgleichheit der Akteure garantiert ist, Privilegienfreiheit herrscht und das 

Leistungsprinzip regiert. Die drei Begriffe, Rechtsgleichheit, Privilegienfreiheit und 

Leistungsprinzip, definieren die Spielregeln der freien Marktwirtschaft. Wer diesen 

Spielregeln zustimmt, erklärt sich auch mit den Ergebnissen, die im Rahmen dieser 

Spielregeln erreicht werden können, einverstanden, egal, ob die Ergebnisse für ihn positiv 

oder negativ sind. Gerechtigkeit so verstanden, ist demnach Prozessgerechtigkeit. Ergebnisse 

sind gerecht, wenn sie unter Einhaltung der Spielregeln zu Stande gekommen sind. 

Diese Form der Prozessgerechtigkeit ist all denen ein Dorn im Auge, denen die 

Marktergebnisse nicht passen bzw. die eine Privilegierung bestimmter Spieler erreichen 

wollen. Entsprechend wird mit Gerechtigkeitsbegriffen wie „Bedarfsgerechtigkeit“ oder 

„Verteilungsgerechtigkeit“ hantiert , wobei Bedarfsgerechtigkeit, z.B. die Idee hinter dem 

bedingungslosen Grundeinkommen ist, Verteilungsgerechtigkeit, die Marktergebnisse 

nachträglich durch Umverteilung ändern will. Diesen Gerechtigkeiten, die unter dem 

Überbegriff „soziale Gerechtigkeit“ gehandelt werden, ist eines gemeinsam: Sie stellen einen 

interessegeleiteten Eingriff in den Markt dar, bevorzugen die einen Marktteilnehmer zu 

Lasten der anderen Marktteilnehmer und rechtfertigen dies mit „sozialer Gerechtigkeit“. 

Soziale Gerechtigkeit ist der Anlaß eine Bedarfsgerechtigkeit zu fordern, die alle Deutschen 

 mit dem gleichen Grundstock an physischer Sicherheit versorgen soll. Da aber nicht alle 

Deutschen arbeiten hat dies notwendig zur Folge, dass einige profitieren, weil ihnen gegeben 

wird, obwohl sie keine Leistung erbringen, während anderen genommen wird, weil sie leisten. 

Ähnlich verhält es sich bei der Verteilungsgerechtigkeit, die den Leistenden einen Teil ihrer 

Leistung nimmt, um ihn an weniger oder gar nicht Leistende zu verteilen. Besonders 

problematisch wird diese Grundstruktur dann, wenn es darum geht zu bestimmen, wem 

wieviel genommen wird und wem wie viel zugeteilt bzw. zu wessen Gunsten umverteilt wird. 

In dieser Frage ist Streit vorprogrammiert, denn diejenigen, denen genommen wird, werden 

der Ansicht sein, es wird ihnen zu viel genommen bzw. jede Umverteilung ablehnen, während 

diejenigen, die  erhalten, der Ansicht sein werden, zu wenig zu erhalten. Mit jeder 

Umverteilung und jeder Grundsicherung, die eine Regierung einführt, wird sie zudem  bei 

anderen, die noch nicht in den Genuss von umverteilten Mitteln gekommen sind, 

Begehrlichkeiten wecken, und sie wird bei denen, denen gegeben wird, weitere 

Begehrlichkeiten wecken. Dagegen wird den Leistenden ein Grund gegeben, die eigene 

Leistung vor der Umverteilung zu schützen bzw. es wird ihnen der Anreiz genommen, 

überhaupt zu leisten. Zwischen all denjenigen, die versuchen, in den Genuss von 

Umverteilung zu kommen bzw. ihre Marktergebnisse vor Umverteilung zu schützen, steht die 

Regierung. Das Ziel einer Regierung besteht in erster Linie darin, wiedergewält zu werden. 

Um wiedergewählt zu werden, benötigt man Unterstützung, und Unterstützung kann man 

dadurch kaufen, dass man bestimmte der  beschriebenen Interessen bedient, in dem man 

umverteilt, im Namen der sozialen Gerechtigkeit. 

Diese unvermeidbare Degeneration der umverteilenden Regierung zum Handlanger 

unterschiedlichster Interessen und der unvermeidbare Streit darüber, was denn nun sozial 

gerecht ist und ab welcher Höhe eine Zuwendung sich als sozial gerecht qualifiziert, hat 

Hayek dazu veranlasst, den Begriff der sozialen Gerechtigkeit rundweg zu verwerfen, und 

nach dem Gesagten kann man ihm eigentlich nur zustimmen. 
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